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(2) Nach der Probezeit kann das Berufsausbildungsverhältnis nur 
gekündigt werden

1. aus einem wichtigen Grund ohne Einhalten einer Kündigungs­
frist,

2. vom Auszubildenden mit einer Kündigungsfrist von vier Wo­
chen, wenn er die Berufsausbildung aufgeben oder sich für eine 
andere Berufstätigkeit ausbilden lassen will.

(3) Die Kündigung muß schriftlich und in den Fällen des Absatzes 2 
unter Angabe der Kündigungsgründe erfolgen.

(4) Eine Kündigung aus einem wichtigen Grund ist unwirksam, 
wenn die ihr zugrunde liegenden Tatsachen dem zur Kündigung 
Berechtigten länger als zwei Wochen bekannt sind. Ist ein vorgesehe­
nes Güteverfahren vor einer außergerichtlichen Stelle eingeleitet, so 
wird bis zu dessen Beendigung der Lauf dieser Frist gehemmt.

§16
Schadenersatz bei vorzeitiger Beendigung

(1) Wird das Berufsausbildungsverhältnis nach der Probezeit 
vorzeitig gelöst, so kann der Ausbildende oder der Auszubildende 
Ersatz des Schadens verlangen, wenn der andere den Grund für die 
Auflösung zu vertreten hat. Dies gilt nicht im Falle des § 15 Abs. 2 
Nr. 2.

(2) Der Anspruch erlischt, wenn er nicht innerhalb von drei 
Monaten nach Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses gel­
tend gemacht wird.

V i e r t e r  A b s c h n i t t  
Sonstige Vorschriften

§17
Weiterarbeit

Wird der Auszubildende im Anschluß an das Berufsausbildungsver­
hältnis beschäftigt, ohne daß hierüber ausdrücklich etwas vereinbart 
worden ist, so gilt ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als 
begründet.

§18
Unabdingbarkeit

Eine Vereinbarung, die zuungunsten des Auszubildenden von den 
Vorschriften dieses Teils des Gesetzes abweicht, ist nichtig.

§ 19
Andere Vertragsverhältnisse

Soweit nicht ein Arbeitsverhältnis vereinbart ist, gelten für Perso­
nen, die eingestellt werden, um berufliche Kenntnisse, Fertigkeiten 
oder Erfahrungen zu erwerben, ohne daß es sich um eine Berufsaus­
bildung im Sinne dieses Gesetzes handelt, die §§ 3 bis 18 mit der 
Maßgabe, daß die gesetzliche Probezeit abgekürzt, auf die Vertrags­
niederschrift verzichtet und bei vorzeitiger Lösung des Vertragsver­
hältnisses nach Ablauf der Probezeit abweichend von § 16 Abs. 1 Satz 
1 Schadenersatz nicht verlangt werden kann.
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Dritter Teil 
Ordnung der Berufsbildung

E r s t e r  A b s c h n i t t  
Berechtigung zum Einstellen und Ausbilden

§20
Persönliche und fachliche Eignung

(1) Auszubildende darf nur einstellen, wer persönlich geeignet ist. 
Auszubildende darf nur ausbilden, wer persönlich und fachlich 
geeignet ist.

(2) Persönlich nicht geeignet ist insbesondere, wer

1. Kinder und Jugendliche nicht beschäftigen darf oder
2. wiederholt oder schwer gegen dieses Gesetz oder die auf Grund 

dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften und Bestimmungen 
verstoßen hat.

(3) Fachlich nicht geeignet ist, wer
1. die erforderlichen beruflichen Fertigkeiten und Kenntnisse oder
2. die erforderlichen berufs- und arbeitspädagogischen Kenntnisse 

nicht besitzt.

(4) Wer fachlich nicht geeignet ist oder wer nicht selbst ausbildet, 
darf Auszubildende nur dann einstellen, wenn er einen Ausbilder 
bestellt, der persönlich und fachlich für die Berufsausbildung geeignet 
ist.

§21
Erweiterte Eignung

(1) Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft kann nach 
Anhören des ßundesaussphusses für Berufsbildung durch Rechtsver­
ordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, über die 
in den §§ 20, 76 bis 96 vorgeschriebene fachliche Eignung hinaus 
bestimmen, daß der Erwerb berufs- und arbeitspädagogischer Kennt­
nisse nachzuweisen ist. Dabei können Inhalt, Umfang und Abschluß 
der Maßnahmen für den Erwerb dieser Kenntnisse geregelt werden.

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft oder der sonst zuständige 
Fachminister kann im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft nach Anhören des Bundesausschusses für 
Berufsbildung durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, über die in den §§ 20, 76 bis 96 vorgeschriebene 
fachliche Eignung hinaus bestimmen, daß der Erwerb zusätzlicher 
fachlicher Kenntnisse nachzuweisen ist. Absatz 1 Satz 2 gilt entspre­
chend.

§22
Eignung der Ausbildungsstätte

(1) Auszubildende dürfen nur eingestellt werden, wenn
1. die Ausbildungsstätte nach Art und Einrichtung für die Berufs­

ausbildung geeignet ist,
2. die Zahl der Auszubildenden in einem angemessenen Verhältnis 

zur Zahl der Ausbildungsplätze oder zur Zahl der beschäftigten 
Fachkräfte steht, es sei denn, daß andernfalls die Berufsausbil­
dung nicht gefährdet wird.

(2) Eine Ausbildungsstätte, in der die erforderlichen Kenntnisse und 
Fertigkeiten nicht in vollem Umfang vermittelt werden können, gilt 
als geeignet, wenn dieser Mangel durch Ausbildungsmaßnahmen 
außerhalb der Ausbildungsstätte behoben wird.

§23
Eignungsfeststellung

(1) Die zuständige Stelle hat darüber zu wachen, daß die persönli­
che und fachliche Eignung sowie die Eignung der Ausbildungsstätte 
vorliegen.

(2) Werden Mängel der Eignung festgestellt, so hat die zuständige 
Stelle, falls der Mangel zu beheben und eine Gefährdung des 
Auszubildenden. nicht zu erwarten ist, den Ausbildenden aufzufor­
dern, innerhalb einer von ihr gesetzten Frist den Mangel zu 
beseitigen. Ist der Mangel der Eignung nicht zu beheben oder ist eine 
Gefährdung des Auszubildenden zu erwarten oder wird der Mangel 
nicht innerhalb der gesetzten Frist beseitigt, so hat die zuständige 
Stelle dies der nach Landesrecht zuständigen Behörde mitzuteilen.

§24
Untersagung des Einstellens und Ausbildens

(1) Die nach Landesrecht zuständige Behörde hat das Einstellen 
und Ausbilden zu untersagen, wenn die persönliche oder fachliche 
Eignung nicht oder nicht mehr vorliegt.


